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04.07.06

Geschäftsordnung des
Behindertenpolitischen Netzwerks

der Stadt Dortmund

Aufgrund des § 2 (7) der Satzung über die Wahrung der Belange von Menschen mit  Behinderung in der Stadt Dortmund beschließt der Rat folgende Geschäftsordnung des Behindertenpolitischen Netzwerks der Stadt Dortmund:
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Einleitung

Soweit diese Geschäftsordnung nichts anderes vorsieht, gelten die Geschäftsordnung des Rates der Stadt Dortmund, die Hauptsatzung der Stadt Dortmund oder die Gemeindeordnung NRW in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

I. 
Zusammensetzung des  behindertenpolitischen Netzwerks

§ 1

Zusammensetzung des  behindertenpolitischen Netzwerks

Das Behindertenpolitische Netzwerk setzt sich zusammen aus den stimmberechtigten Mitgliedern

· Vertreter/inn/en der Menschen mit Behinderungen und

· Mitgliedern der Politik.

Im Behindertenpolitischen Netzwerk sind nicht stimmberechtigt beratend tätig

· der/die kommunale Behindertenbeauftragte/r

· ein/e Vertreter/in für die Arbeitsgemeinschaft der Dortmunder Wohlfahrtsverbände und 

· Vertreter/innen der Stadtverwaltung.

Die Mitglieder und ihre Stellvertreter/innen werden für die Dauer einer Ratsperiode durch die entsendenden Organisationen und Gremien gegenüber der Geschäftsführung des Netzwerks namentlich benannt.

Für die Menschen mit Behinderungen entsenden die örtlichen Gliederungen der anerkannten Behindertenverbände und der Aktionskreis „Der behinderte Mensch in Dortmund“ bis zu zehn Mitglieder.

Als von der Politik entsandte Mitglieder stellen die Fraktionen, Ausländer- und Seniorenbeirat jeweils ein Mitglied.

Die/der Vertreter/in der Arbeitsgemeinschaft der Dortmunder Wohlfahrtsverbände berät das behindertenpolitische Netzwerk bei seiner Aufgabenwahrnehmung und informiert über die Weiterentwicklung der Angebote für Menschen mit

Behinderungen in Dortmund.

Seitens der Stadtverwaltung entsenden alle Dezernate sowie die Wirtschaftsförderung Dortmund themenbezogen jeweils ein Mitglied, das im Netzwerk beratend tätig ist und als Bindeglied zwischen dem Dezernat und dem behindertenpolitischen Netzwerk fungiert.

II.
Geschäftsführung des Netzwerks

§ 2

Zusammenarbeit des behindertenpolitischen Netzwerks mit  seiner Geschäftsführung und der/dem kommunalen Behindertenbeauftragten

(1) Die/der Behindertenbeauftragte übernimmt die Geschäftsführung für das Netzwerk und stimmt die Sitzungsvor- und –nachbereitung mit dem Vorsitz des Netzwerks ab.

(2) Die/der Behindertenbeauftragte sorgt für die Übermittlung der Stellungnahmen des Netzwerks an die jeweils vorgesehenen Adressat/innen.

(3) Die/der Behindertenbeauftragte informiert das Netzwerk über den Fortgang der Angelegenheiten seines Aufgabenkreises, zu denen Stellungnahmen abgegeben wurden.

(4) Das Netzwerk unterstützt die/den Behindertenbeauftragten auf ihren/seinen Wunsch durch Beratung zu Angelegenheiten, die laut Satzung zum Aufgabenkreis der/des Behindertenbeauftragten gehören.

(5) Zur Verwirklichung der im § 1 der Satzung über die Wahrung der Belange der Menschen mit Behinderung in der Stadt Dortmund formulierten behindertenpolitischen Ziele arbeiten das behindertenpolitische Netzwerk und die/der Behindertenbeauftragte zusammen.

1.
Vorbereitung der Netzwerksitzungen

§ 3

Einberufung des Netzwerks

(1)
Der/Die Behindertenbeauftragte beruft in Absprache mit dem/der Vorsitzenden das Netzwerk ein, so oft es die Geschäftslage erfordert, doch wenigstens vier Mal im Jahr.

(2) 
Verlangen mehr als ein Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder des Netzwerks unter Angabe der zur Beratung anstehenden Tagesordnungspunkte die Einberufung einer außerordentlichen Sitzung, so ist diesem Verlangen unter Wahrung  der dazu vorgesehenen Fristen stattzugeben.

(3)
 Werden Verwaltungsvorlagen zur Stellungnahme durch das behindertenpolitische Netzwerk auf der Tagesordnung vorgesehen, nimmt die oder der Ansprechpartner/in des zuständigen Dezernates und – falls aus der Verwaltung gewünscht weitere Mitarbeiter/in aus dem zuständigen Dezernat teil.

(4) 
Eine Einladung der von den Dezernaten und der Wirtschaftsförderung benannten Ansprechpartner/innen zu Tagesordnungspunkten über die in (3) genannten hinaus erfolgt durch die/den Vorsitzende/n oder durch Beschluss des Netzwerks. 

(5)
Die Einberufung erfolgt durch Übersendung einer Einladung an alle Netzwerkmitglieder. Die Einladung muss individuell barrierefrei im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes NRW gestaltet sein.

(6)
In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. Vorhandene Anlagen sind der zur Beratung anstehenden Tagesordnung grundsätzlich beizufügen. Die Anlagen müssen individuell barrierefrei im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes NRW aufbereitet werden.

(4)
Die Geschäftsstellen der im Rat vertretenen Fraktionen erhalten regelmäßig unter Beifügung der Tagesordnung und den entsprechenden Sitzungsunterlagen eine Einladung. Die Stellvertreter/innen der Netzwerkmitglieder, die örtlichen Gliederungen der nach  Bundesbehindertengleichstellungsgesetz in der aktuellen Fassung anerkannten Verbände und der Aktionskreis „Der behinderte Mensch in Dortmund“ erhalten regelmäßig eine Einladung unter Beifügung der Tagesordnung.

§ 4

Einladungsfrist
(1)

Die Einladung muss den Netzwerkmitgliedern mindestens 14 Tage vor dem Sitzungstag zugehen. 

(2)

In äußerst dringenden Fällen kann die Einladungsfrist durch den/die Vorsitzende/n und seine Stellvertreter/innen bis auf 48 Stunden abgekürzt werden. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begründen.

(3)
Einwendungen, die sich gegen eine nicht rechtzeitig erfolgte Einladung im Sinne der vorstehenden Absätze richten, müssen spätestens vor Eintritt in die Tagesordnung geltend gemacht werden. Sie sind in die Niederschrift aufzunehmen.

§  5

Aufstellung der Tagesordnung

(1)
Der/Die Vorsitzende setzt im Benehmen mit dem/der Behindertenbeauftragten die Tagesordnung für die Sitzungen des Netzwerks fest. Der Inhalt der Tagesordnungspunkte ist so genau wie möglich zu beschreiben.

(2)
Jedes stimmberechtigte Netzwerkmitglied kann einen Tagesordnungspunkt beantragen. Zwischen dem Eingang des Antrages bei der Geschäftsstelle des behindertenpolitischen Netzwerks und dem Sitzungstag müssen mindestens 21 volle Tage liegen.

§ 6

Anfragen

Anfragen von Mitgliedern des Netzwerks an die Verwaltung der Stadt in allen behindertenpolitisch relevanten Angelegenheiten sind der Geschäftsstelle des behindertenpolitischen Netzwerks einzureichen.

§ 7

Sachverständige

Der/Die Vorsitzende kann zu einzelnen Themen zu den  Beratungen des  Netzwerks Fachleute oder Vertreter/innen weiterer Organisationen, Vereine oder Institutionen hinzuziehen. Dies soll aus der Tagesordnung ersichtlich sein.

§ 8

Öffentliche Bekanntmachungen

Zeit, Ort und Tagesordnung der Netzwerksitzung sind von der Geschäftsstelle des behindertenpolitischen Netzwerks rechtzeitig in geeigneter Weise, zum Beispiel in den Dortmunder Bekanntmachungen oder dem städtischen Internet-Auftritt, bekannt zu machen.

2.
Durchführung der Sitzungen des Netzwerks

§ 9

Sitzungsteilnahme

(1)
Die Anwesenheit der Mitglieder des Netzwerks wird in einer Liste festgehalten.

(2)
Wer nicht an einer Sitzung teilnehmen kann, teilt dies der Geschäftsstelle des behindertenpolitischen Netzwerks und seinem/ihrem stellvertretendem Netzwerkmitglied vor der Sitzung mit. Dem/der Stellvertreter/in sind die Sitzungsunterlagen zur Verfügung zu stellen. Wer nicht rechtzeitig an der Sitzung teilnimmt oder diese zeitweise bzw. vorzeitig verlassen will, soll den/die Vorsitzende/n in der Sitzung unterrichten.

§ 10

Öffentlichkeit

(1)
Die Sitzungen des Netzwerks sind öffentlich.

Die Zuhörer/innen sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen, sich sonst an den Beratungen zu beteiligen oder durch Beifall und Missbilligung auf die Verhandlungen Einfluss zu nehmen.

(2)
In nichtöffentlicher Sitzung sind zu erledigen:


· Personalangelegenheiten

-
Angelegenheiten, deren öffentliche Erörterung Persönlichkeitsrechte oder schutzwürdige Interessen einer Person oder der Stadt verletzen.

(3)
Darüber hinaus kann das Netzwerk auf Antrag des/der Vorsitzenden oder eines Netzwerkmitgliedes beschließen, dass für einzelne Angelegenheiten, deren Beratung die Kenntnis schützenswerter Daten voraussetzt, die Öffentlichkeit ausgeschlossen wird. Entsprechende Anträge und Vorschläge sind in der öffentlichen Sitzung zu stellen und in nichtöffentlicher Sitzung zu begründen und zu beraten. Die Öffentlichkeit ist in geeigneter Weise darüber zu unterrichten, dass in nichtöffentlicher Sitzung weiter verhandelt wird.

§11

Einwohner/innen- Fragestunde

(1)
Das behindertenpolitische Netzwerk soll Einwohner/innen-Fragestunden vorsehen.

(2)
Die Durchführung einer Einwohner/innenfragestunde in einer gesonderten Sitzung ist zulässig. Die Fragestunde darf höchstens 60 Minuten dauern.

(3) 
Melden sich mehrere Einwohner/innen gleichzeitig, bestimmt die/der Vorsitzende des Netzwerks die Reihenfolge der Wortmeldungen, jede/r Einwohner/in ist berechtigt, höchstens zwei Zusatzfragen/Zusatzbemerkungen, die im Zusammenhang mit der Hauptfrage, der Anregung oder der Beschwerde stehen müssen, zu stellen bzw. zu machen. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist eine Beantwortung/Stellungnahme in der Sitzung nicht möglich, kann die/der Fragesteller/in, Anreger/in  oder Beschwerdeführer/in auf eine schriftliche Antwort verwiesen werden. Diese ist der Niederschrift als Anlage beizufügen. Darüber hinaus muss die Niederschrift den wesentlichen Inhalt der Fragen und Antworten enthalten.

(4)

Für die Behandlung von Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 GO NRW
 ist die Geschäftsordnung des Ausschusses für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden entsprechend anzuwenden.

§ 12

Barrierefreiheit

Die Sitzungen des Netzwerks sind für Mitglieder, Zuhörer/innen und Sachverständige räumlich und kommunikativ barrierefrei durchzuführen.

§ 13

Vorsitz

(1)
Das behindertenpolitische Netzwerk wählt für die Dauer seiner Wahlperiode aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und eine/n oder mehrere Stellvertreter/innen.

(2) 
Auf Antrag der Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder kann der/die Vorsitzende und ihre/seine Stellvertreter/innen abgewählt werden. Für die Abwahl des Vorsitzes sind die Stimmen von drei Vierteln der stimmberechtigten Mitglieder des behindertenpolitischen Netzwerks erforderlich. Eine Neuwahl des Vorsitzes erfolgt in der gleichen Sitzung.

(3)
Der/Die Vorsitzende des Netzwerks leitet die Sitzung. Ist er/sie verhindert, wird er/sie von seinen/ihren Stellvertretern/innen in der gewählten Reihenfolge vertreten.

(4)
Der/Die Vorsitzende handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus.

§ 14

Beschlussfähigkeit

(1)
Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der/die Vorsitzende die ordnungsgemäße Einberufung sowie die Beschlussfähigkeit fest. Das Netzwerk ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Netzwerkmitglieder anwesend ist. Es gilt als beschlussfähig, solange seine Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist.

(2)
Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird das Netzwerk zur Behandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist es ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn bei der zweiten Einberufung zu dieser Angelegenheit hierauf ausdrücklich hingewiesen worden ist.

§ 15

Änderung und Erweiterung der Tagesordnung

(1) Das Netzwerk kann beschließen,

die Reihenfolge der Tagesordnung zu ändern,
Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden,
Tagesordnungspunkte abzusetzen,
Tagesordnungspunkte zu erweitern und/oder abzusetzen,
die Verweisung eines zur Beratung in öffentlicher Sitzung vorgesehenen Tagesordnungspunktes in die nichtöffentliche Sitzung.

(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Netzwerks erweitert werden, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden oder die von äußerster Dringlichkeit sind. Die Anträge sind so zu begründen, dass die Mitglieder des Netzwerks die objektiven Gegebenheiten erkennen können. Der die Dringlichkeit feststellende Beschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen.

(3) Anträge im Sinne des Absatzes 1 sind Anträge zur Geschäftsordnung.

§ 16

Befangenheit von Netzwerkmitgliedern

(1) Muss ein Netzwerkmitglied annehmen, nach §§ 43 Abs. 2 und 31 GO NRW
 von der Mitwirkung an der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat es den Ausschließungsgrund vor der Sitzung unaufgefordert dem/ der Vorsitzenden mitzuteilen und den Sitzungsraum vor der Beratung des Tagesordnungspunktes zu verlassen. Bei einer öffentlichen Sitzung kann das Netzwerkmitglied sich in dem für die Zuhörer/innen bestimmten Teil des Sitzungssaales aufhalten. In nichtöffentlicher Sitzung hat es den Zuhörerraum zu verlassen. 

(2) In Zweifelsfällen entscheidet das Netzwerk, ob ein Ausschließungsgrund besteht.

(3) Der/die Betroffene nimmt an dieser Beratung und Abstimmung nicht teil. Verstößt ein Netzwerkmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Absatz 1, so stellt  das Netzwerk dies durch Beschluss fest. Der Beschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen.

§ 17

Redeordnung

(1)
Der/Die Vorsitzende ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen oder beschlossenen Reihenfolge auf und stellt die Angelegenheiten zur Beratung. Ist eine Berichterstattung vorgesehen, so erhält zunächst der/die Berichterstatter/in das Wort. Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Antrag wegen Dinglichkeit in die Tagesordnung aufgenommen worden ist (vgl. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs.2), so ist zunächst den Antragstellern Gelegenheit zur Begründung zu geben. Die Redezeit beträgt fünf Minuten. Sie kann von dem/der Vorsitzenden für kommunikationsbeeinträchtigte Redner/innen verlängert werden.

(2)
Ein Mitglied des Netzwerks oder ein Sachverständiger darf in der Sitzung nur dann sprechen, wenn es/er sich zu Wort gemeldet hat und ihm von dem/der Vorsitzenden das Wort erteilt worden ist. Dabei richtet sich der/die Vorsitzende nach dem Eingang der Wortmeldungen.

(3)
Außer der Reihe kann das Wort dem/der Berichterstatter/in oder dem/ der Sachverständigen erteilt werden.

§ 18

Anträge zur Geschäftsordnung

(1)
Anträge zur Geschäftsordnung können außerhalb der Reihe gestellt werden. Dazu gehören insbesondere Anträge

· auf Nichtbefassung mit einem Tagsordnungspunkt,

· auf Schluss der Beratung,

· auf Schluss der Redeliste,

· auf Vertagung eines Beratungsgegenstandes,

· auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung,

· auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,

· auf namentliche oder geheime Abstimmung.

(2)
Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt, so darf je ein Netzwerkmitglied für und gegen diesen Antrag sprechen. Die Redezeit beträgt höchstens drei Minuten. Sie kann von dem/der Vorsitzenden für kommunikationsbeeinträchtigte Redner/innen verlängert werden. Danach ist über den Antrag abzustimmen.

(3)
Über Anträge zur Geschäftsordnung hat das Netzwerk gesondert vorab zu entscheiden. Werden mehrere Anträge zur Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist über den jeweiligen weitest gehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfällen bestimmt der/die Vorsitzende die Reihenfolge der Abstimmung.

§ 19

Schluss der Beratung, Schluss der Redeliste

(1)
Ist die Redeliste erschöpft oder meldet sich niemand zu Wort, ist die Beratung abgeschlossen.

(2)
Ein Mitglied des Netzwerks kann jederzeit einen Antrag auf Schluss der Beratung oder Redeliste stellen, sofern es nicht selbst zur Sache gesprochen hat. Der Antrag wird nach Bekanntgabe der Namen der sich noch zu Wort gemeldeten Mitglieder erörtert. § 18 Abs. 2 ist zu beachten.

§ 20

Übertragung an einen Arbeitskreis des Netzwerks

Das Netzwerk kann auf Antrag die Beratung über einen Tagesordnungspunkt im Einvernehmen an einen seiner Arbeitskreise (vgl. § 26) übertragen.

§ 21

Ergänzungsanträge zur Sache

Jedes Mitglied ist berechtigt, vor Schluss der Beratung zu jedem Punkt der Tagesordnung Anträge zu stellen, um eine Entscheidung des Netzwerks in der Sache herbeizuführen (Anträge zur Sache).

§ 22

Abstimmung

(1)
Nach Schluss der Beratung eröffnet der/die Vorsitzende ausdrücklich die Abstimmung. Er/Sie stellt die Frage so, dass sie sich mit „Ja“ oder „Nein“ beantworten lässt. Stimmenthaltung ist möglich.

(2)
Abgestimmt wird durch offene namentliche Abstimmung. Auf Antrag eines der Mitglieder ist geheim abzustimmen. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Der/Die Vorsitzende hat das Ergebnis festzustellen und bekannt zu geben. Wird das Ergebnis von einem Mitglied angezweifelt, so wird noch einmal abgestimmt und das Ergebnis mit Zahl der Gegenstimmen und Stimmenthaltungen festgehalten. 

(3)
Die Abstimmungsergebnisse bei geheimer Abstimmung werden von dem/der Vorsitzenden bekannt gegeben und in der Niederschrift festgehalten.

§ 23

Wahlen

(1)
Wahlen werden durch offene namentliche Abstimmung vollzogen.



(2)
Geheime Wahlen erfolgen durch Abgabe von Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel ist der Name des/der zu Wählenden anzugeben und/oder kenntlich zu machen; sofern nur ein/e Kandidat/in zur Wahl steht, ist mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ zu stimmen. Stellen sich stattdessen mehrere Kandidaten/innen zur Wahl, kann nur durch Kenntlichmachung oder „Enthaltung“ abgestimmt werden. Es ist zulässig sich bei der Stimmabgabe einer Vertrauensperson zu bedienen.

(3)
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten hat. Erreicht niemand mehr als die Hälfte der Stimmen, so findet zwischen den Personen, welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist, wer in dieser Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

§ 24

Niederschriften

(1)
Über die Sitzungen des Netzwerks ist durch die Geschäftsführung des Netzwerks eine Niederschrift zu fertigen.

Die Niederschrift muss insbesondere enthalten:

· Ort, Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung und der Beendigung der Sitzung,

· die Namen der anwesenden und der fehlenden Mitglieder,

· die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen,

· die Tagesordnung,

· den Inhalt der Beschlüsse, Anträge und Anfrage, die Abstimmungs- und Wahlergebnisse,

· persönliche Erklärungen.

(2)
Die Niederschrift ist von dem/der Vorsitzenden und einem vom Netzwerk zu bestimmenden Mitglied, das an der Beratung und Beschlussfassung aller Tagesordnungspunkte teilgenommen hat  zur vorläufigen Genehmigung zu unterzeichnen. 

(3)
Die Mitglieder des Netzwerks, die in der Sitzung  anwesend waren, erhalten die vorläufig genehmigte Niederschrift in einer für sie individuell barrierefreien Form. Die Mitglieder teilen der Geschäftsstelle ihre Berichtigungswünsche innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Niederschrift mit.

(4)
Die Niederschrift soll in der nächsten Sitzung des Netzwerks zur endgültigen Genehmigung vorgelegt werden. 

(5) 
Die endgültig genehmigte Niederschrift wird in geeigneter Weise veröffentlicht.

III.
Arbeit des Netzwerks zwischen den Sitzungen

§ 25

Stellungnahmen

(1) Das behindertenpolitische Netzwerk nimmt in der nächsten Sitzung Stellung zu den Vorlagen der Verwaltung, zu denen es zu einer Stellungnahme aufgefordert ist. Das Ergebnis der Beratungen wird über die/den Behindertenbeauftragten im Beratungsgang der Vorlage zur Kenntnis gegeben.

(2) Das behindertenpolitische Netzwerk nimmt Stellung zu Angelegenheiten seines Aufgabenkreises, zu denen es durch Antrag eines Mitglieds oder aus der Einwohner/innen-Fragestunde um Stellungnahme gebeten wurde. Die Stellungnahmen werden in der Niederschrift der Sitzungen inhaltlich festgehalten.

(3) In dringenden Angelegenheiten oder falls der Beratungsgang einer Vorlage eine Befassung des Netzwerks nicht mehr möglich macht, nimmt die/der Vorsitzende für das Netzwerk Stellung. Darüber ist das Netzwerk in seiner nächsten Sitzung zu informieren.

(4) Die Beratung der Stellungnahme des Netzwerks zum Bericht der/des Behindertenbeauftragten „Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderungen in der Stadt Dortmund“ erfolgt in öffentlicher Sitzung unter einem dafür vorgesehenen Tagesordnungspunkt. Es können zwei Sitzungstermine für diese Beratung vorgesehen werden.

§ 26

Arbeitskreise

(1)
Das Netzwerk kann sowohl mit bestehenden Arbeitskreisen zusammenarbeiten als auch eigene Arbeitskreise bilden. Die Zusammenarbeit mit bestehenden Arbeitskreisen kann in unterschiedlicher Form stattfinden. Die Bildung eigener Arbeitskreise geschieht durch Beschluss des Netzwerks.

(2)
Die eigenen Arbeitskreise haben innerhalb ihres Aufgabenbereiches die Themen zu bearbeiten, die ihnen einvernehmlich übertragen wurden (§20). Ziel der Arbeit sollte eine ausgearbeitete Entscheidungshilfe für das Netzwerk sein. Ihre Arbeitsweise entscheiden die Mitglieder der eigenen Arbeitskreise selbst. In jedem eigenen Arbeitskreis sollte mindestens ein Netzwerkmitglied vertreten sein. Es ist möglich Sachverständige und Interessierte an der Arbeit zu beteiligen. Die Mitglieder eines Arbeitskreises wählen aus ihrer Mitte eine/n Sprecher/in, der/die regelmäßig in den Netzwerksitzungen berichtet.

IV.
Inkrafttreten

§ 27

Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung tritt mit Beschluss des Rates der Stadt Dortmund in Kraft.
� § 24 Anregungen und Beschwerden


(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat oder die Bezirksvertretung zu wenden. Die Zuständigkeiten der Ausschüsse, der Bezirksvertretungen und des Bürgermeisters werden hierdurch nicht berührt. Die Erledigung von Anregungen und Beschwerden kann der Rat einem Ausschuß übertragen. Der Antragsteller ist über die Stellungnahme zu den Anregungen und Beschwerden zu unterrichten.


(2) Die näheren Einzelheiten regelt die Hauptsatzung.


(Quelle: � HYPERLINK "http://www.im.nrw.de/inn/seiten/vm/gesetze/go_nrw.pdf" ��http://www.im.nrw.de/inn/seiten/vm/gesetze/go_nrw.pdf�, )





� § 43 Rechte und Pflichten der Ratsmitglieder


(2) Für die Tätigkeit als Mitglied des Rates, einer Bezirksvertretung und eines Ausschusses


gelten die Vorschriften der §§ 30 bis 32 mit folgenden Maßgaben entsprechend:


1. Die Pflicht zur Verschwiegenheit kann ihnen gegenüber nicht vom Bürgermeister angeordnet werden;


2. die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, erteilt bei Ratsmitgliedern der Rat, bei Mitgliedern der Bezirksvertretungen die Bezirksvertretung und bei Ausschussmitgliedern der Ausschuß;


3. die Offenbarungspflicht über Ausschließungsgründe besteht bei Ratsmitgliedern gegenüber dem Bürgermeister, bei Mitgliedern der Bezirksvertretungen gegenüber dem Bezirksvorsteher und bei Ausschußmitgliedern gegenüber dem Ausschussvorsitzenden vor Eintritt in die Verhandlung;


4. über Ausschließungsgründe entscheidet bei Ratsmitgliedern der Rat, bei Mitgliedern


der Bezirksvertretungen die Bezirksvertretung, bei Ausschußmitgliedern der Ausschuß;


5. ein Verstoß gegen die Offenbarungspflicht wird vom Rat, von der Bezirksvertretung


beziehungsweise vom Ausschuß durch Beschluß festgestellt;


6. Mitglieder der Bezirksvertretungen sowie sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner als Mitglieder von Ausschüssen können Ansprüche anderer gegen die Gemeinde nur dann nicht geltend machen, wenn diese im Zusammenhang mit ihren Aufgaben stehen; ob diese Voraussetzungen vorliegen, entscheidet die Bezirksvertretung beziehungsweise der Ausschuß.





§ 31 Ausschließungsgründe


(1) Der zu ehrenamtlicher Tätigkeit oder in ein Ehrenamt Berufene darf weder beratend noch entscheidend mitwirken, wenn die Entscheidung einer Angelegenheit


1. ihm selbst,


2. einem seiner Angehörigen,


3. einer von ihm kraft Gesetzes oder kraft Vollmacht vertretenen natürlichen oder


juristischen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Unmittelbar ist der Vorteil oder Nachteil, wenn die Entscheidung eine natürliche oder juristische Person direkt berührt.


(2) Das Mitwirkungsverbot gilt auch, wenn der Betreffende 


1. bei einer natürlichen Person, einer juristischen Person oder einer Vereinigung, der die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, gegen Entgelt beschäftigt ist und nach den tatsächlichen Umständen, insbesondere der Art seiner Beschäftigung, ein Interessenwiderstreit anzunehmen ist, 


2. Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Organs einer juristischen Person oder einer Vereinigung ist, der die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, es sei denn, er gehört den genannten Organen als Vertreter oder auf Vorschlag der Gemeinde an,


3. in anderer als öffentlicher Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist.


(3) Die Mitwirkungsverbote der Absätze 1 und 2 gelten nicht,


1. wenn der Vorteil oder Nachteil nur darauf beruht, daß jemand einer Berufs- oder


Bevölkerungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden,


2. bei Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder in ein Ehrenamt und für die Abberufung aus solchen Tätigkeiten,


3. bei Wahlen, Wiederwahlen und Abberufungen nach § 71, es sei denn, der Betreffende selbst steht zur Wahl,


4. bei Beschlüssen eines Kollegialorgans, durch die jemand als Vertreter der Gemeinde in Organe der in Absatz 2 Nr. 2 genannten Art entsandt oder aus ihnen abberufen wird; das gilt auch für Beschlüsse, durch die Vorschläge zur Berufung in solche Organe gemacht werden,


5. bei gleichzeitiger Mitgliedschaft in der Vertretung einer anderen Gebietskörperschaft oder deren Ausschüssen, wenn ihr durch die Entscheidung ein Vorteil oder Nachteil erwachsen kann.


(4) Wer annehmen muß, nach Absatz 1 oder 2 von der Mitwirkung ausgeschlossen zu sein, hat den Ausschließungsgrund unaufgefordert der zuständigen Stelle anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer öffentlichen Sitzung kann er sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. Für die Entscheidung in Fällen, in denen der Ausschluß streitig bleibt, ist bei Mitgliedern eines Kollegialorgans dieses, sonst der Bürgermeister zuständig. Verstöße gegen die Offenbarungspflicht sind von dem Kollegialorgan durch Beschluß, vom Bürgermeister durch einen schriftlichen Bescheid festzustellen.


(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2, des § 72, des § 91 Abs. 4 und des § 104 Abs. 3 sind


1. der Ehegatte,


2. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie sowie durch Annahme als Kind verbundene Personen,


3. Geschwister,


4. Kinder der Geschwister,


5. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten,


6. Geschwister der Eltern.


Die unter den Nummern 1, 2 und 5 genannten Personen gelten nicht als Angehörige, wenn die Ehe rechtswirksam geschieden oder aufgehoben ist.


(6) Die Mitwirkung eines wegen Befangenheit Betroffenen kann nach Beendigung der Abstimmung nur geltend gemacht werden, wenn sie für das Abstimmungsergebnis entscheidend war.


(Quelle: � HYPERLINK "http://www.im.nrw.de/inn/seiten/vm/gesetze/go_nrw.pdf" ��http://www.im.nrw.de/inn/seiten/vm/gesetze/go_nrw.pdf�, )
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